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z. B. im Rahmen der Bebauungsplanung bestimmte Grund­
stücke erst in 5 oder 10 Jahren bebaut werden sollen. In 
all diesen Fällen ist eine zwischenzeitliche Nutzung, ggf. 
auch durch Bürger volkswirtschaftlich geboten.

Auch bei der Überlassung unbebauter Grundstücke 
durch Betriebe an Bürger gilt der Grundsatz der Unent­
geltlichkeit Das macht u. E. deutlich, daß die Überlassung 
von Grundstücken durch Betriebe an Bürger die Ausnahme 
sein muß und daß bei unbefristeten Bodennutzungsrechts­
verhältnissen anstelle von Betrieben die örtlichen Räte 
Vertragspartner — der in diesem Fall dann entgeltlich ein­
zuräumenden Nutzung — sein sollten. Das setzt dann aller­
dings voraus, daß die Rechtsträgerschaft an den betreffen­
den Grundstücken vorher vom Betrieb auf das örtliche 
Staatsorgan übertragen wird.

Befristete Bodennutzungsrechtsverhältnisse 
zwischen Bürgern

Für die Beziehungen zwischen Bürgern gelten hinsicht­
lich der befristeten Nutzung von Grundstücken die §§ 312 ff. 
i. V. m. §§ 43 ff. ZGB. Auch in diesen Fällen ist zu beach­
ten, daß befristete Bodennutzungsrechtsverhältnisse die 
Ausnahme sein müssen (vgl. § 312 Abs. 2 Satz 2 ZGB). Die 
Konsequenz aus dieser Regelung ist, daß eip trotz Nicht­
vorliegens gesellschaftlich gerechtfertigter Gründe befristet 
abgeschlossener Grundstücksnutzungsvertrag als unbefri­
stet abgeschlossen gilt, was insbesondere für die mögliche 
Beendigung des Nutzungsrechtsverhältnisses, durch den 
Überlasser von Bedeutung ist. Dieser Grundsatz ist auch 
auf befristete Grundstücksnutzungsverträge anzuwenden, 
die vor Inkrafttreten des ZGB abgeschlossen worden sind.9

Die Rechte und Pflichten sind zwischen dem Überlas­
ser und dem vertraglichen Nutzer unter Berücksichtigung 
des jeweiligen Nutzungszwecks auf der Grundlage des § 313 
ZGB konkret zu vereinbaren.

Bei befristeten Grundstücksnutzungsrechtsverhältnis­
sen ist von den Vertragspartnern besonders zu beachten, 
daß — sofern es sich um land- oder forstwirtschaftlich ge­
nutzte Grundstücke handelt — die staatliche Genehmigung 
Voraussetzung der Wirksamkeit des Vertrags ist (§ 2 Abs. 1 
Buchst. 1 GVVO). Zu den land- bzw. forstwirtschaftlich ge­
nutzten Grundstücken i. S. der GVVO gehören z. B. auch 
Grundstücke, die für den Erwerbsgartenbau genutzt wer­
den, sowie Grundstücke, die ganz oder überwiegend der 
pflanzlichen oder tierischen Produktion dienen. Hingegen 
fallen solche Grundstücke, die als Haus-, Klein- oder Zier­
garten genutzt werden oder die ausschließlich der Erho­
lung dienen, nicht darunter (§ 2 Abs. 2 GVVO).10
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Unser aktuelles Interview
Vor der Rechtskonferenz
des Bundesvorstandes des FDGB
Im Dezember 1982 wird der Bundesvorstand des FDGB 
eine Rechtskonferenz durchführen. Uber das Anliegen 
dieser Konferenz informierte uns der Leiter der Rechts­
abteilung beim Bundesvorstand des FDGB, Siegfried 
S а h r.

Welche Fragen der gewerkschaftlichen Rechtsarbeit wer­
den im Mittelpunkt der Rechtskonferenz des FDGB-Bun- 
desvorstandes stehen?

Die Rechtskonferenz des Bundesvorstandes soll dazu bei­
tragen, die Beschlüsse des 10. FDGB-Kongresses zu ver­
wirklichen. Die Gewerkschaften in der DDR gehen davon 
aus, daß die Sicherung des Friedens und die konsequente 
Fortsetzung des Kurses .der Hauptaufgabe in der Einheit 
von Wirtschafts- und Sozialpolitik es erfordern, unseren 
Staat durch große Leistungen allseitig weiter zu stärken. 
Deshalb werden insbesondere jene gewerkschaftlichen Ak­
tivitäten vervielfacht, die einen hohen volkswirtschaftli­
chen Leistungsanstieg mit Hilfe der sozialistischen Ratio­
nalisierung und des sozialistischen Wettbewerbs bewirken. 
Das erfordert, diejenigen Rechtsnormen noch konsequenter 
anzuwenden, die dazu beitragen können, die ökonomische 
Strategie für die 80er Jahre praxiswirksam durchzusetzen. 
Deshalb sind die Gewerkschaften dafür, die Wirksamkeit 
des sozialistischen Arbeitsrechts, dessen Kern das AGB 
darstellt, weiter zu erhöhen.

Mit mehr Konsequenz werden beispielsweise arbeits­
rechtliche Regelungen für die Planwirksamkeit des soziali­
stischen Wettbewerbs und für die Förderung der Neuerer­
bewegung eingesetzt. Das schließt ein, daß die gewerk­
schaftlichen Grundorganisationen ihre umfassenden Rechte 
auf diesem Gebiet künftig noch besser nutzen, daß aber an­
dererseits auch die betrieblichen Leiter allerorts ihre 
Rechtspflichten erfüllen. Das setzt die nötigen Rechts­
kenntnisse voraus und verlangt eine verantwortungsbe­
wußte Einstellung zur richtigen Anwendung und zur Ein­
haltung unserer Rechtsnormen. Die Gewerkschaften wer­
den nach wie vor — ausgehend von dem klaren Standpunkt 
des 10. FDGB-Kongresses in dieser Frage — eine Nichtein­
haltung des Rechts ebensowenig tolerieren wie eine for­
male und bürokratische Arbeit, durch die letztlich die 
Rechte der Gewerkschaften und ihrer Mitglieder beein­
trächtigt werden.

In diesem Prozeß gewinnt das sozialistische Rechtsbe­
wußtsein der Werktätigen größere Bedeutung — für das 
sozialistische Arbeiten und Leben, für das tägliche Han­
deln im sozialistischen Wettbewerb, für das Ringen um die 
Planerfüllung. Ordnung, Disziplin und Sicherheit, die be­
wußte Einhaltung von Rechten und die Erfüllung von 
Pflichten sowie insbesondere die Wahrnehmung der ge­
werkschaftlichen Rechte sind wesentliche Faktoren zur 
Vervollkommnung der sozialistischen Demokratie in den 
Betrieben und zugleich für die weitere Herausbildung des 
sozialistischen Rechtsbewußtseins. Deshalb hat' der 
10. FDGB-Kongreß die Aufgabe gestellt, Rechtspropaganda 
und Rechtserziehung inhaltlich zu qualifizieren und zu ver­
stärken.

Die Gewerkschaften als Interessenvertreter der Werk­
tätigen werden auch darüber beraten, wie mittels des so-


